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»Runde Geburtstage im Jahr 2008: Zehn 

Jahre Regierungsbeteiligung der SPD im 

Bund, 20 Jahre SPD-„Quotenbeschluss“ –

zur Durchsetzung gleicher Beteiligung beider 

Geschlech ter bei Ämtern und Mandaten. So akzep-

tiert die parteiinterne Quotierungsregelung mittler-

weile ist (und zu ihrem diesjährigen Jubiläum Ende 

August auch mit einem Festakt gewürdigt), hat 

sich die Sozialdemokratie in den Jahren der Regie-

rungsverantwortung nicht durchringen können, 

vergleichbar harte Instrumente für die Gleichstel-

lung auch außerhalb der eigenen Gremien anzu-

wenden. Schon für die rot-grüne Frauenpolitik galt: 

1998 als Tiger gesprungen, 2001 als Bettvorleger 

gelandet, die rühmliche Ausnahme bildet insbe-

sondere das Bundesgleichstellungsgesetz für den 

öffentlichen Dienst. Doch seit 2005 haben Kanz-

lerin und Familienministerin die Frauenpolitik ganz 

in die Mottenkiste verbannt.

Im Banner auf der Eingangsseite des Internet-

auftritts vom Querschnittsministeriums Bundes-

ministerium Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

(BMFSFJ) hat die Gleichstellung zwar einen promi-

nenten Platz. Doch es bleibt bei diesem rein virtu-

ellen Eindruck. Tatsächlich wird für echte Gleich-

stellung bundespolitisch derzeit so wenig getan 

wie lange nicht. Beispiel 3. Bilanz Chancengleich-

heit: An ihr ist vor allem gut, dass es sie gibt. Weder 

die Entstehungsgeschichte der „Bilanz“ noch die 

aktuellen Inhalte geben jedoch Anlass zu gleich-

stellungspolitischem Enthusiasmus. Bilanziert wird 

seit 2003 über die „Vereinbarung zwischen der 

Bun desregierung und den Spitzenverbänden der 

deutschen Wirtschaft zur Förderung der Chancen-

gleichheit von Frauen und Männern in der Privat-

wirtschaft“. Die Vereinbarung war 2001 geschlossen 

worden, nachdem sich die rot-grüne Bundesre gie-

rung mit ihrem Vorhaben eines Gleich stellungs-

gesetzes, das insbesondere auch die Privatwirt-

schaft erfasst hätte, dem Widerstand der Arbeit-

geberverbände gebeugt hatte.

ò Ernüchternde Gleichstellungsbilanz

Sieben Jahre später könnte die Bilanz gerade 

auf dem Gebiet der Privatwirtschaft kaum ernüch-

ternder sein: Der Anteil Frauen an Führungs-

positionen liegt bei 26,5 Prozent – damit liegt die 

Bundes republik auf dem siebtletzten Rang im EU-

Vergleich. Dass die Platzierung  nicht noch schlech-

ter ausfällt, liegt allein an der guten Repräsentanz 

von Frauen im Management kleiner und mittelstän-

discher Unternehmen. Doch je höher die Hierarchie-

ebene und je renommierter und umsatzstärker das 

Unternehmen, desto dünner die Luft für Frauen 

– derzeit eine Frau in allen Vorständen der Dax-

Unter nehmen bedeutet eine Quote von unter 

einem Prozent.

Echte Antworten und Lösungen hat die derzeit 

zuständige Ministerin nicht anzubieten. Laut Bilanz 

zur Chancengleichheit bleibt zwar „ein steigender 

Anteil von Frauen in Führungspositionen (...) für 

die Bundesregierung und die Spitzenverbände der 

deutschen Wirtschaft weiterhin ganz oben auf der 

Agenda“. Das ist aber genauso wolkig gemeint, wie 

es sich liest. Schließlich hat die Bilanz nach eigener 

Bezeichnung auch „Europa im Blick“ – wenige Zeit 

vor der Veröffentlichung hatte jedoch Bundeskanz-

lerin Merkel deutlich gemacht, dass sie auch auf 

europäischem Parkett keinesfalls mit Frauenpoli-

tik in Verbindung gebracht werden will. Schon gar 
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nicht, wenn es (aus ihrer Sicht) gegen die Interes-

sen der heimischen Wirtschaft geht.

»Dass andere europäische Staaten der 

Bundes republik gerade beim Abbau von 

Geschlechterhierarchien um Jahre voraus 

sind, ist keine Neuigkeit. Vor allem der Blick nach 

Norden gibt jedoch der 2001 abgeebbten Debatte 

um gesetzliche Maßnahmen neues Feuer:  Norwe-

gen hat als erstes Land der Welt am 01.01.2008 

ein Gesetz in Kraft gesetzt, das eine Frauenquote 

von 40 Prozent in Aufsichtsräten norwegischer 

Aktiengesellschaften fordert – und sanktioniert. 

Erst seit Ende letzten Jahres wird es auch in der 

deutschen Presse kontrovers diskutiert, im Mai 

gab es im Rechtsausschuss des deutschen Bundes-

tages eine Anhörung zur norwegischen Quote, auf 

Initiative der Fraktion der Grünen.

ò Die norwegische Quote

In Norwegen hatte im Jahre 2003 ausgerech-

net die konservative Regierung das Gesetz initiiert. 

Federführend war damals mit Ansgar Gabrielsen 

ein Mann. Für den ehemaligen Unternehmer und 

damaligen Wirtschaftsminister war die Gleichstel-

lung per Gesetz nicht nur Selbstzweck, sondern 

sollte auch die Stellung der Unternehmen verbes-

sern. „Ich habe viele Untersuchungen gelesen, und 

immer wieder stand da drin, dass Vielfalt in Un-

ternehmen wichtig ist. Deshalb habe ich für das 

Gesetz geworben, dass die Aktiengesellschaften 

zu einer Frauenquote für den Aufsichtsrat verpfl ich-

tet und deshalb habe ich viel Schimpfe einstecken 

müssen. Wir brauchen mehr Frauen wie Sie in 

Führungspositionen“, hatte Gabrielsen zuletzt 

Ende des vergangenen Jahres auf einer Konferenz 

an das weibliche Publikum appelliert. Damals war 

er zu Gast bei einer Veranstaltung der Seminar-

reihe „Female Future“ des norwegischen Wirt-

schafts verbandes NHO. Der Verband ist ein erklär-

ter Gegner der Frauenquote. In einem Bericht von 

der Anhörung im Rechtsausschuss des Bundesta-

ges wird er mit den Worten zitiert, es sei ihm schlicht 

„peinlich“ gewesen, dass sich die gut qualifi zierte 

Hälfte der Bevölkerung Norwegens nicht in den 

Führungsetagen der Unternehmen wiederfi nde.

Betroffen sind von der norwegischen Vorschrift 

nur so genannte allmennaksjeselskaper (kurz ASA), 

vergleichbar mit der deutschen AG. Die von den 

Arbeitnehmern entsandten Vertreter werden bei 

der Berechnung der Quote ausgeklammert. In 

Norwegen gibt es knapp 500 ASA, die größten 

sind im Wirtschaftsverband NHO organisiert. Die 

kleineren Aktiengesellschaften, AS genannt, müs-

sen die Quote nicht erfüllen. Die gesetzlichen Vor-

gaben, von denen mehrere Großkonzerne wegen 

aktienrechtlicher Besonderheiten ausgenommen 

sind, ließen den betroffenen Unternehmen eine 

zweijährige „Schonfrist“ bis zur Erfüllung der Quo-

te. Liegt der Frauenanteil danach, also seit Anfang 

des Jahres, immer noch unter 40 Prozent, können 

die jeweiligen Aufsichtsräte per Gerichtsbeschluss 

von den Behörden zwangsaufgelöst werden. So 

sieht es das Gesetz vor. Flankierend zum Gesetz 

hatte die norwegische Regierung eine Datenbank 

mit über 4000 qualifi zierten Frauen angelegt und 

den Unternehmen zugänglich gemacht.

Die norwegischen Unternehmen, die der Quote 

noch nicht entsprechen, erhalten zunächst  eine 

Warnung, die gesetzliche Bestimmung alsbald um-

 zusetzen. Nach Angaben des Handelsministeriums 

in Oslo hat neben zwölf kleineren norwegischen 

Unternehmen auch der bekannte Erstliga-Fußball-

klub Fredrikstad FK eine solche Warnung erhalten. 

Die große Mehrheit der 463 betroffenen Unterneh-

men hat die Quotenregelung  jedoch bereits umge-

setzt. Und: In jüngster Zeit ist in Norwegen auch 

der Frauenanteil in den Aufsichtsräten der kleine-

ren Aktiengesellschaften, die nicht vom Quoten-

Gesetz erfasst sind, gestiegen.

Dagegen ist die Bundesrepublik gleichstellungs-

politische Baustelle. Dass in Führungs gremien 

größerer Unternehmen Frauen zahlenmäßig nicht 

völlig marginalisiert sind, ist allein dem Mitbestim-

mungsrecht und darin der Arbeitnehmerseite zu 

verdanken, denn zumindest die ArbeitnehmerInnen 

entsenden zu ihrer Vertretung auch Frauen in die 

Aufsichtsräte.
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„Neuer Aufbruch für die Frauenpolitik“ hatte 

die SPD anno 1998 den entsprechenden Passus in 

ihrem Wahlprogramm überschrieben. 2009 ist ein 

erneuter Neustart nötig, weil Frauen- und Fami-

lienpolitik eben nicht das gleiche sind, von der 

Leyen und Co. aber genau diese Fehlvorstellung 

zementieren wollen. In der Koalitionsvereinbarung 

’05 läuft die Frauenpolitik als Unterkapitel zur 

Familienpolitik und so wird das betreffend Minis-

terium auch geführt.

ò  Frauenpolitisches Profi l 
der SPD schärfen

Die Daten für den frauenpolitischen Neustart 

hat die Sozialdemokratie im Hamburger Programm 

defi niert: „Erforderlich sind gesetzliche Maßnah-

men für die gleiche Teilhabe von Frauen an Füh-

rungspositionen in Unternehmen, Verwaltung, 

Wissenschaft und Forschung sowie Aufsichtsgre-

mien.“ Ein knappes Jahr nach der erfolgreichen 

Debatte um das Gleichstellungskapitel im SPD-

Grund satzprogramm wird es jetzt darum gehen, 

das frauenpolitische Profi l der SPD nach außen zu 

schärfen. Denn: Das Potenzial an Stimmen insbe-

sondere bei jungen Frauen ist für die Sozialdemo-

kratie erheblich. Das zeigen die Analysen der jüngs-

ten Landtagswahlen in Niedersachsen, Hamburg 

und vor allem Hessen. Und es wird unterstrichen 

durch die Erkenntnis, dass nicht nur das Wort Femi-

nismus, sondern auch konkrete politische Anfor-

derungen, die sich aus dem feministischen Diskurs 

des 21. Jahrhunderts ergeben, zurück in der öffent-

lichen Debatte sind – und sich gerade nicht nur 

aufs Feuilleton reduzieren lassen.

Deshalb werden die Festlegungen der SPD auf 

die zentralen Punkte für das Wahljahr 2009 nicht 

ohne klar und konkret formulierte Aussagen zur 

echten Gleichstellung von Mann und Frau aus-

kommen. Die gesetzliche Quotenregelung für die 

Führungsebenen großer Unternehmen ist nur 

eine davon. ó
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